
                                      
 

Neues vom Recht auf Vergessen 

DIE AGEM Arbeitsgemeinschaft Geistiges Eigentum & Medien bietet auf dem Deutschen 

Anwaltstage regelmäßig Fachveranstaltungen an, meist im Format einer Podiumsdiskussion. 

Dieses Jahr stand ein immer wieder aktuelles Thema auf dem Programm: „Neues vom Recht auf 

Vergessen“. 

Dieses Recht auf Vergessen, das inzwischen in der Datenschutzgrundverordnung auf europäischer 

Ebene geregelt ist, war jüngst Gegenstand grundlegender Entscheidungen des  Bundesgerichtshofs, 

des Bundesverfassungsgerichts und des Europäischen Gerichtshofs. Grund genug, dieses Thema in 

der hochkarätig besetzten Podiumsdiskussion der Arbeitsgemeinschaft mit  Vertreterin der 

bekanntes Suchmaschine Google, dem Chefjustiziar eines bedeutenden Medien- und Verlagshauses 

und mit Vertretern der Anwaltschaft und der Gerichte zu diskutieren. 

Schnell wurde deutlich: Das Gleichgewicht zwischen Vergessen und Erinnern ist durch die 

Digitalisierung und das Internet grundlegend in Bewegung bzw. ins Wanken geraten. Zum einen sind 

Archive für jedermann von überall aus leicht und kostengünstig zugänglich. Was aber noch mehr 

verändert hat:  Hocheffektive Suchmaschinen finden Alles und stellen auch für Inhalte, die eigentlich 

an Ort und auf Plattformen, die eher unbekannt sind, bereitgestellt werden, eine nahezu 

uneingeschränkte Breitenwirkung her. 

Und das Internet trennt nicht zwischen Beruflichem und Privatem. Das von der Rechtsprechung 

entwickelte Sphärenmodell verliert daher an Unterscheidungskraft, auch wenn der Fortbestand des 

Informationsinteresses weiterhin ein entscheidendes Wertungskriterium für die Entscheidung 

zwischen „Vergessen oder Erinnern“ ist.  

In der Diskussion wurde herausgearbeitet, dass die Kriterien der Zeit und der fortdauernden 

Abrufbarkeit zentrale Beurteilungskriterien für Löschungs- oder Auslistungsbegehren sind; die 

Schutzansprüche können gegenüber Suchmaschinen durchaus weiter reichen, als gegenüber den 

Medien selbst.  

Auf Seiten der Suchmaschinen besteht ein Problem in der Begrenzung der Möglichkeiten, den 

Wahrheitsgehalt und den Fortbestand des Informationsinteresses der Meldungen überprüfen zu 

können. Die Vertreter der Suchmaschinen und der Medienhäuser machten in diesem Zusammenhang 

aber darauf aufmerksam, dass in Bezug auf Auslistungsbegehren Medienhäuser die Prüfung durch 

die Suchmaschinen erleichtern können und dies auch tun, indem im Einzelfall bestätigt wird, wenn an 

bestimmten Meldungen und deren leichter Auffindbarkeit kein Interesse mehr besteht.  

Auf dieser Grundlage könnten die Suchmaschinen eine gewünschte Auslistung vornehmen. Die 

Integrität und Vollständigkeit der Medienarchive selbst, müsse aber gewährleistet bleiben und die 

Medienhäuser verfügten über keine geeigneten Mittel, eine Auslistung aus den Ergebnislisten der 

Suchmaschinen sicherzustellen, so der dortige Standpunkt. 

Dieses Thema bleibt aktuell und wird bestimmt in näherer Zukunft wieder auf dem Programm einer 

Fachveranstaltung der AGEM stehen. 
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